
Verkündungsblatt
Amtliche Bekanntmachungen

Nr. 16 / Seite 1 VERKÜNDUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT TRIER Montag, 4. Juni 2012

Herausgeber:
Präsident der Universität Trier
Universitätsring 15
54296 Trier

ISSN 1868-7202 Druckausgabe
ISSN 1868-8047 Onlineausgabe

Das Verkündungsblatt liegt zur Einsichtnahme für jedermann in der Zentrale der Universitätsbibliothek aus.
Weiterhin steht es auch als Download im pdf-Format im Internet:
Homepage Universität Trier – www.uni-trier.de/Organisation/Gremien/Verkündungsblatt.





Nr. 16 / Seite 3 VERKÜNDUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT TRIER Montag, 4. Juni 2012

INHALT

Satzung für den „Betrieb gewerblicher Art Weiterbildung“ der Universität Trier
vom 29.03.2012 ................................................................................................................................................................................................... 4

Ordnung zur Änderung der Teilstudien- und Prüfungsordnung des Fachbereichs V – Rechtswissenschaft der Universität Trier
für das rechtswissenschaftliche Studium mit dem Ziel der ersten juristischen Prüfung (TStudPO)
vom 24.04.2012 ................................................................................................................................................................................................... 5

Einschreibeordnung der Universität Trier
vom 11.05.2012 .................................................................................................................................................................................................... 6

Berichtigung der Ordnung zur Änderung der Allgemeinen Prüfungsordnung für den lehramtsbezogenen Bachelorstudiengang
an der Universität Trier, Anlage 3 BEd Deutsch | Lehramt Gymnasium/Realschule
vom 25.05.2012 .................................................................................................................................................................................................. 13



Nr. 16 / Seite 4 VERKÜNDUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT TRIER Montag, 4. Juni 2012

Satzung für den
„Betrieb gewerblicherArtWeiterbildung“

der Universität Trier

Vom 29.03.2012

Auf Grund des § 7 Abs. 1 des Hochschul-
gesetzes (HochSchG) in der Fassung vom 19.
November 2010 (GVBl. S. 463) hat der Se-
nat der Universität Trier am 10.11.2011 fol-
gende Satzung erlassen. Sie wird hiermit be-
kannt gemacht.

§ 1
Name des Betriebs gewerblicherArt

(1) Der Betrieb gewerblicherArt trägt den Na-
men „Betrieb gewerblicherArtWeiterbildung
der Universität Trier“.
(2) Steuerrechtlich handelt es sich auf der
Grundlage dieser gem. § 59Abgabenordnung
erlassenen Satzung um einen Betrieb ge-
werblicher Art im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 6
i. V. m. § 4 des Körperschaftsteuergesetzes.
(3) Der „Betrieb gewerblicher Art Weiterbil-
dung“ hat keine eigene Rechtspersönlichkeit.
Sein Sitz befindet sich am Sitz der Universi-
tät Trier.

§ 2
Zwecke des Betriebs gewerblicher Art

(1) Zweck des „Betriebs gewerblicher Art
Weiterbildung“ ist die Förderung der Wis-
senschaft, Forschung und Lehre. Der Betrieb
gewerblicher Art soll insbesondere durch die
Organisation von Weiterbildungsveranstal-
tungen dazu beitragen, den Weiterbildungs-

auftrag der Universität Trier im Sinne der §§
2 Abs. 3, 35 HochSchG zu erfüllen. Um die-
ses Ziel zu erreichen, veranstaltet der „Betrieb
gewerblicher Art Weiterbildung“ insbeson-
dere für den in § 35 Abs. 1 HochSchG ge-
nannten Personenkreis, Kurse, Vorträge, Se-
minare und Studiengänge wissenschaftlicher
Art. Die Kurse, Vorträge, Seminare und Stu-
diengänge finden in der Regel in den Räum-
lichkeiten der Universität statt.
Die Universität Trier kann weitere Maßnah-
men zur Erfüllung der satzungsmäßigen
Zwecke durchführen.
(2) Zweck des „Betriebs gewerblicher Art
Weiterbildung“ ist darüber hinaus die Be-
schaffung vonMitteln für die Universität Trier
zur Verwirklichung von steuerbegünstigten
Zwecken. Gemäß § 35Abs. 2 HochSchG kön-
nen Gebühren und privatrechtliche Entgelte
erhoben werden.
(3) Der „Betrieb gewerblicher Art Weiterbil-
dung“ verfolgt ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützige Zwecke im Sinne desAb-
schnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ derAb-
gabenordnung (§§ 51 bis 68 AO).
(4) Der „Betrieb gewerblicher Art Weiterbil-
dung“ betätigt sich selbstlos. Er dient nicht in
erster Linie der Verfolgung eigenwirtschaft-
licher Zwecke.

§ 3
Mittelbindung und -verwendung

(1) Mittel des „Betriebs gewerblicherArtWei-
terbildung“ dürfen nur für die satzungsmäßi-
gen Zwecke verwendet werden. Die Mitglie-
der der Universität Trier erhalten in ihrer
Funktion als Mitglieder der Universität Trier

keine Zuwendungen aus denMitteln des „Be-
triebes gewerblicher Art Weiterbildung der
Universität Trier“.
(2) Es darf keine Person durchAusgaben, die
dem Zweck des „Betriebs gewerblicher Art
Weiterbildung“ fremd sind oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt
werden.

§ 4
Auflösung

BeiAuflösung des Betriebs gewerblicher Art
oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke
fällt das Vermögen des „Betriebs gewerbli-
cher Art Weiterbildung“ an die Universität
Trier, die es unmittelbar und ausschließlich
für ihre dem Inhalt nach gemeinnützigen
Zwecke in Gestalt der Förderung von Wis-
senschaft, Forschung und Lehre zu verwen-
den hat.

§ 5
Inkrafttreten und Geltung

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung im Verkündungsblatt der
Universität Trier – Amtliche Bekanntma-
chungen in Kraft.
(2) Sie gilt jedoch erst dann und nur für den
Fall, dass ein „Betrieb gewerblicherArt Wei-
terbildung“ im Sinne des Körperschaftsteuer-
gesetzes tatsächlich entsteht.

Trier, den 29.03.2012

Für die Universität Trier
Der Präsident

Prof. Dr. Michael Jäckel



Ordnung zur Änderung der
Teilstudien- und Prüfungsordnung

des Fachbereichs V – Rechtswissenschaft
der Universität Trier

für das rechtswissenschaftliche Studium
mit dem Ziel der ersten juristischen

Prüfung (TStudPO)

Vom 24.04.2012

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86
Abs. 2 Nr. 3 des Hochschulgesetzes in der
Fassung vom 19. November 2010 (GVBl S.
463), geändert durch Gesetz vom 09. März
2011 (GVBl S. 47, BS 223-41), hat der Fach-
bereichsrat des Fachbereichs V – Rechtswis-
senschaft der Universität Trier am 06.07.2011
die folgende Ordnung zur Änderung der Teil-
studien- und Prüfungsordnung des Fachbe-
reichs V – Rechtswissenschaft der Universi-
tät Trier für das rechtswissenschaftliche Stu-
diummit dem Ziel der ersten juristischen Prü-
fung (TStudPO) beschlossen. Diese Ände-
rungsordnung hat der Präsident der Universi-
tät Trier mit Schreiben vom 10.04.2012 ge-
nehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht.

Artikel 1
Die Teilstudien- und Prüfungsordnung des
Fachbereichs V – Rechtswissenschaft der
Universität Trier für das rechtswissenschaft-
liche Studium mit dem Ziel der ersten juristi-
schen Prüfung (TStudPO) vom 23. Septem-
ber 2004 (StAnz. S. 1371, Berichtigung
StAnz. 2005 S. 700), zuletzt geändert durch
Ordnung vom 03. März 2011 (Verkündungs-
blatt der Universität Trier vom 06.April 2011)
wird wie folgt geändert:
1. In § 1 Abs. 1 Satz 2 wird folgende Num-

mer 10 angefügt:
„10. – die Festlegung der zulässigen
Hilfsmittel für die Schwerpunktbereichs-
prüfung.“

2. § 1 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt neu ge-
fasst:
„In den Fällen der Nummern 4, 5 und 10

entscheidet das Prüfungsamt nach Anhö-
rung der Übungsleiterin oder des Übungs-
leiters oder der Prüferin oder des Prüfers.“

3. An § 2 Abs. 4 wird folgender Satz 3 an-
gefügt: „Für die Zwischenprüfung gilt §
7 Abs. 3.“

4. An § 2 Abs. 7 wird folgender Satz 4 an-
gefügt: „§ 15 Abs. 1 Satz 4 bleibt unbe-
rührt.“

5. § 4Abs. 2 Satz 3 wird gestrichen und so-
dann als neuerAbsatz 3 wie folgt neu for-
muliert:
„In besonders schweren Fällen kann das
Prüfungsamt einen Ausschluss von der
weiteren Teilnahme an der Prüfung aus-
sprechen. § 19 Abs. 2 bleibt unberührt.“

6. Der bisherige § 4Absatz 3 wird zuAbsatz
4.

7. In § 7 Abs. 1 Satz 1 wird hinter „berech-
tigt“ eingefügt „und verpflichtet“.

8. An § 7 wird folgender neuerAbsatz 3 an-
gefügt:
„Die Zulassung erfolgt durch das Prü-
fungsamt von Amts wegen.“

9. In § 10 Abs. 1 wird Satz 2 „Nichtanmel-
dung zählt als Nichtteilnahme“ ersetzt
durch „Nichtteilnahme gilt als Nichtbe-
stehen (§ 3 Abs. 1)“.

10. In § 14Abs. 4 wird nach dem dritten Spie-
gelstrich eingefügt:
„– an einem Seminar oder einer gleich-
wertigen Lehrveranstaltung in einem
Grundlagenfach erfolgreich teilgenom-
men hat,“

11. § 17Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:
„Studierende der Rechtswissenschaft kön-
nen bei der mündlichen Prüfung im
Schwerpunktbereich und der Verkündung
der Prüfungsergebnisse anwesend sein,
soweit hierzu räumliche Kapazitäten be-
stehen. Erforderlich ist eine vorherigeAn-
meldung beim Prüfungsamt. Prüflinge
derselben Prüfungskampagne sind als Zu-
hörer am Tag der eigenen Prüfung ausge-
schlossen. Als Zuhörer können auch mit
der juristischenAusbildung befasste Per-
sonen zugelassen werden. Sätze 1 und 2

gelten entsprechend. Die betroffenen
Prüflinge können der Anwesenheit von
Zuhörern bei derAnmeldung zur Prüfung
widersprechen. Auf Antrag von Prüflin-
gen kann die zentrale Gleichstellungsbe-
auftragte oder die des Fachbereichs an der
Prüfung teilnehmen. Die Beratung der
Prüfungsergebnisse findet unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit und der Gleich-
stellungsbeauftragten statt.“

12. In § 19Abs. 1 wird die Formulierung „in-
nerhalb von sechs Monaten“ ersetzt durch
„innerhalb eines Jahres“.

13. § 19 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst:
„(3) Die Schwerpunktbereichsprüfung
kann zur Notenverbesserung einmal wie-
derholt werden. Sie ist vollständig zu wie-
derholen. Die schriftlichen Arbeiten sind
spätestens innerhalb eines Jahres nach
dem ersten Bestehen der Schwerpunktbe-
reichsprüfung zu fertigen. Wird eine No-
tenverbesserung nicht erreicht, bleibt die
im ersten Prüfungsversuch erzielte Note
gültig.“

Artikel 2
Diese Ordnung zur Änderung der Teilstudien-
und Prüfungsordnung des Fachbereichs V –
Rechtswissenschaft der Universität Trier tritt
am Tag nach der Verkündung im Verkün-
dungsblatt der Universität Trier in Kraft.

Artikel 3
Die Dekanin oder der Dekan wird ermächtigt,
den Wortlaut der Teilstudien- und Prüfungs-
ordnung des Fachbereichs V – Rechtswissen-
schaft der Universität Trier, wie er sich aus
Artikel 1 ergibt, imVerkündungsblatt der Uni-
versität Trier mit neuem Datum bekannt zu
machen.

Trier, den 24.04.2012

Die Dekanin des Fachbereichs V –
Rechtswissenschaft der Universität Trier
Prof. Dr. Dr. h.c. Monika Schlachter

Nr. 16 / Seite 5 VERKÜNDUNGSBLATT DER UNIVERSITÄT TRIER Montag, 4. Juni 2012



Einschreibeordnung
der Universität Trier

vom 11. Mai 2012

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung
mit § 67 Abs. 3 und § 76 Abs. 2 Nr. 3 des
Hochschulgesetzes (HochSchG) in der Fas-
sung vom 19. November 2010 (GVBl. S.
463), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.
Dezember 2011 (GVBl. S. 455) hat der Senat
der Universität Trier am 3. Mai 2012 die nach-
stehende Einschreibeordnung der Universität
Trier beschlossen. Sie wird hiermit bekannt
gemacht.

Inhaltsübersicht
ERSTER TEIL
Zulassung, Einschreibung

1. Abschnitt: Allgemeine Zugangsvoraus-
setzungen

§ 1 Grundsätze
§ 2 Allgemeine Zugangsvoraussetzungen

für deutsche Studienbewerberinnen und
Studienbewerber

§ 3 Allgemeine Zugangsvoraussetzungen
für ausländische und staatenlose Studi-
enbewerberinnen und Studienbewerber

§ 4 Zugangsvoraussetzungen für Master-
studiengänge

2. Abschnitt: Zulassung in zulassungsbe-
schränkten Fächern

§ 5 Besondere Zugangsvoraussetzungen
§ 6 Zulassung in zulassungsbeschränkten

Studiengängen

3. Abschnitt: Entscheidung über den Zulas-
sungsantrag, Einschreibung

§ 7 Entscheidung über den Zulassungsan-
trag

§ 8 Einschreibung
§ 9 Vorläufige Einschreibung
§ 10 Versagung der Einschreibung
§ 11 Zweithörerschaft
§ 12 Rückmeldung
§ 13 Versagung der Rückmeldung
§ 14 Studiengangwechsel, Fachsemesterein-

stufung
§ 15 Beurlaubung
§ 16 Erlöschen der Einschreibung – Exma-

trikulation –
§ 17 Aufhebung der Einschreibung auf An-

trag
§ 18 Aufhebung der Einschreibung vonAmts

wegen
§ 19 Vollzug des Erlöschens der Einschrei-

bung

4. Abschnitt: Besondere Formen der Ein-
schreibung

§ 20 Frühstudierende

§ 21 Wissenschaftliche Weiterbildung, post-
graduale Studiengänge

§ 22 Doktorandinnen und Doktoranden
§ 23 Gasthörerinnen und Gasthörer
§ 24 Kooperationsvertrag

ZWEITER TEIL
Datenerhebung, Datenübermittlung, Datenlö-
schung

§ 25 Datenerhebung
§ 26 Datenübermittlung
§ 27 Auskunftserteilung/ Datenlöschung

DRITTER TEIL
Formen und Fristen, Verwaltungsvorschriften

§ 28 Formen und Fristen
§ 29 Verwaltungsvorschriften

VIERTER TEIL
In-Kraft-Treten

§ 30 In-Kraft-Treten

Erster Teil
Zulassung, Einschreibung

1. Abschnitt:
Allgemeine Zugangsvoraussetzungen

§ 1
Grundsätze

(1) Durch die Einschreibung als Studierende
oder Studierender wird die Studienbewerbe-
rin oder der Studienbewerber Mitglied der
Universität mit allen sich aus dem Hoch-
schulgesetz (HochSchG), der Grundordnung
der Universität Trier, dieser Einschreibeord-
nung und anderen Rechtsvorschriften erge-
benden Rechten und Pflichten.
(2) Soweit das Studium in einem einjährigen
Rhythmus (Studienjahr) durchgeführt wird,
kann die Einschreibung von Studienanfänge-
rinnen und Studienanfängern grundsätzlich
nur zu dem betreffenden Zulassungssemester
erfolgen.
(3) Die Einschreibung ist für das ordnungs-
gemäße Studium, den Erwerb von Leistungs-
nachweisen und für die Zulassung zu einer
Prüfung erforderlich. § 21Abs. 1 bleibt unbe-
rührt. Ein Prüfungsrechtsverhältnis kann ohne
Einschreibung weder begründet noch durch-
geführt noch mit dem Erwerb des durch die
jeweilige Prüfungsordnung vermittelten
Hochschulabschluss zu Ende geführt werden.

§2
Allgemeine Zugangsvoraussetzungen für
deutsche Studienbewerberinnen und

Studienbewerber
(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des
Grundgesetzes sind zu dem von ihnen ge-
wählten Hochschulstudium berechtigt, wenn

sie die für das Studium erforderliche Qualifi-
kation nachweisen. Der Nachweis nach Satz
1 wird für den Zugang zu einem Studium, das
zu dem ersten berufsqualifizierenden Ab-
schluss führt, grundsätzlich durch den erfolg-
reichenAbschluss einer auf das Studium vor-
bereitenden Schulbildung (Hochschulreife)
erbracht.
(2) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des
Grundgesetzes besitzen die allgemeine oder
fachgebundene Hochschulreife, wenn sie die
Qualifikation für das Studium nach der Lan-
desverordnung über die unmittelbare Hoch-
schulzugangsberechtigungen beruflich quali-
fizierter Personen vom 9. Dezember 2010 in
der jeweils gültigen Fassung nachweisen.
(3) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des
Grundgesetzes mit ausländischem Bildungs-
nachweis, der nicht an einer deutschsprachi-
gen Schule erworben wurde und der als dem
deutschen Zeugnis der allgemeinen oder fach-
gebundenen Hochschulreife gleichwertig
anerkannt wurde, haben vor Aufnahme ihres
Studiums die für ein Fachstudium erfor-
derlichen Kenntnisse der deutschen Sprache
nachzuweisen. Der Nachweis erfolgt nach der
Ordnung für die Deutsche Sprachprüfung für
den Hochschulzugang (DSH) an der Univer-
sität Trier vom 10. Februar 2005 in der jeweils
gültigen Fassung.

§ 3
Allgemeine Zugangsvoraussetzungen für
ausländische und staatenlose Studienbe-
werberinnen und Studienbewerber

(1) Studienbewerberinnen und Studienbe-
werber, die nicht Deutsche im Sinne des Ar-
tikels 116 des Grundgesetzes sind, können als
ordentliche Studierende eingeschrieben wer-
den, wenn sie ein Zeugnis gemäß § 2 besit-
zen.
(2) Staatsangehörige eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union (EU) sind
Deutschen gleichgestellt, wenn die für das
Studium erforderlichen deutschen Sprach-
kenntnisse nachgewiesen werden. Der Nach-
weis erfolgt nach der Ordnung für die Deut-
sche Sprachprüfung für den Hochschulzugang
(DSH) an der Universität Trier vom 10. Fe-
bruar 2005 in der jeweils gültigen Fassung.
Deutschen gleichgestellt sind auch auslän-
dische und staatenlose Studienbewerberinnen
und Studienbewerber, die eine deutsche
Hochschulzugangsberechtigung erworben ha-
ben (Bildungsinländer).
(3) Unter der Voraussetzung, dass die erfor-
derlichen Kenntnisse der deutschen Sprache
nachgewiesen werden, können ferner Studi-
enbewerberinnen und Studienbewerber ein-
geschrieben werden,
1. die ein Zeugnis besitzen, das im Her-
kunftsland der Bewerberin oder des Be-
werbers zum Hochschulstudium berech-
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tigt und nach den Bewertungsvorschlägen
des Sekretariates der Kultusministerkon-
ferenz – Zentralstelle für ausländisches
Bildungswesen (ZaB) – einen direkten
Hochschulzugang ermöglicht,

2. die die allgemeine oder fachgebundene
Hochschulreife aufgrund der Landes-
verordnung über die Hochschulzugangs-
berechtigungen beruflich qualifizierter
Personen vom 9. Dezember 2010 in der je-
weils gültigen Fassung besitzen.

Der Nachweis der deutschen Sprachkennt-
nisse erfolgt nach der Ordnung für die
Deutsche Sprachprüfung für den Hochschul-
zugang (DSH) an der Universität Trier vom
10. Februar 2005 in der jeweils gültigen
Fassung.
Bewerberinnen und Bewerber, die den Nach-
weis der deutschen Sprachkenntnisse nicht
führen können, können zum Zwecke der Teil-
nahme an einem von der Studierendenschaft
der Universität angebotenen deutschen
Sprachkurs für die Dauer der Teilnahme vor-
läufig eingeschrieben werden. Die Einschrei-
bung wird in der Regel auf drei Semester be-
fristet.
(4) Ausländische Studienbewerberinnen und
Studienbewerber, die einen Vorbildungs-
nachweis besitzen, der im Herkunftsland der
Bewerberin oder des Bewerbers zum Hoch-
schulstudium berechtigt, aber nach den Be-
wertungsvorschlägen der ZaB keinen direk-
ten Hochschulzugang vermittelt, müssen vor
Aufnahme des Fachstudiums eine Prüfung zur
Feststellung der Eignung ausländischer Stu-
dienbewerberinnen und Studienbewerber für
die Aufnahme eines Hochschulstudiums in
der Bundesrepublik Deutschland (Feststel-
lungsprüfung) ablegen. Zu diesem Zweck
werden sie bei Aufnahme in ein Internatio-
nales Studienkolleg vorläufig eingeschrieben.
Aus der vorläufigen Einschreibung erwächst
kein Anspruch auf Aufnahme des Fachstudi-
ums.
(5) Die Zuordnung der ausländischen Vorbil-
dungsnachweise zu einer bestimmten Bewer-
tungsgruppe erfolgt nach den Bewertungs-
vorschlägen der Zentralstelle für ausländi-
sches Bildungswesen. Soweit die Bewer-
tungsvorschläge der ZaB keine Bewertung
des ausländischen Bildungsnachweises ent-
halten, entscheidet die Universität Trier über
die Gleichwertigkeit des Bildungsnach-
weises.
(6) Die Zulassung von Studienbewerberinnen
und Studienbewerbern mit ausländischem
Reifezeugnis kann von einer Mindestdurch-
schnittsnote abhängig gemacht werden. Dies
gilt nicht für Bewerberinnen und Bewerber
aus Ländern, die der Europäischen Konven-
tion über die Gleichwertigkeit der Reife-
zeugnisse beigetreten sind, sofern sie die Zu-
lassung nicht zu einem zulassungsbe-

schränkten Studiengang beantragen. Das Nä-
here regelt der Präsident durch Verwaltungs-
vorschriften.
(7) Zwischenstaatliche Vereinbarungen, die
von den Regelungen der Absätze 3 bis 6 ab-
weichen, sind zu beachten.
(8) Ausländische Studienbewerberinnen und
Studienbewerber, die keinen Studienabschluss
anstreben, können befristet eingeschrieben
werden, sofern die Zielsetzung des Studiums
nicht durch die Zulassung als Gasthörerin
oder Gasthörer erreicht werden kann. Eine be-
fristete Einschreibung ist insbesondere mög-
lich für:
1. Stipendiatinnen und Stipendiaten nationa-
ler und internationaler Stipendienorga-
nisationen,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die auf-
grund von Partnerschaftsverträgen oder
sonstigen Vereinbarungen mit ausländi-
schen Hochschulen oder als Kurzzeit-
studierende, ohne einen Studienabschluss
anzustreben, an der Universität studieren
wollen.

Von den Vorschriften über die Voraussetzun-
gen für die Einschreibung von ausländischen
und staatenlosen Studienbewerbern kann ins-
besondere hinsichtlich des Nachweises der
Qualifikation und der sprachlichen Anforde-
rungen im Hinblick auf die Belange des be-
fristeten Studiums abgewichen werden. Die
Einschreibung wird in der Regel auf zwei Se-
mester befristet. Eine Einschreibung in Stu-
diengänge, für die Zulassungszahlen festge-
setzt sind, ist nur möglich, wenn nach Zulas-
sung aller ordentlichen Bewerberinnen und
Bewerber noch Studienplätze frei sind.

§ 4
Zugangsvoraussetzungen für

Masterstudiengänge
(1) Zugangsvoraussetzung für einen konse-
kutiven oder nichtkonsekutiven Masterstudi-
engang ist ein berufsqualifizierender Ab-
schluss an einer deutschen Hochschule in ei-
nem akkreditierten Studiengang oder ein an-
derer, diesem gleichwertigerAbschluss; hier-
unter fallen auch an einer Berufsakademie er-
worbene Bachelorabschlüsse, sofern der be-
treffende Ausbildungsgang akkreditiert ist.
Darüber hinaus kann das Studium in einem
Masterstudiengang von weiteren besonderen
Zugangsvoraussetzungen abhängig gemacht
werden; diese sind in der jeweiligen Prü-
fungsordnung geregelt.
(2) Bewerberinnen und Bewerber, die sich für
einen englischsprachigen Masterstudiengang
bewerben, müssen über ausreichende Kennt-
nisse der englischen Sprache verfügen. Der
Nachweis ausreichender Englischkenntnisse
wird durch folgende Mindestleistungen in ei-
nem international anerkannten Test erbracht:
mindestens Cambridge Certificate in Advan-

ced English, mindestens 550 Punkte im hand-
schriftlichen, mindestens 215 Punkte im com-
putergestützten oder mindestens 80 Punkte im
Internet-based Test des „Test of English as a
Foreign Language“ (TOEFL), mindestens 6,0
Punkte im „International English Language
Testing System“ (IELTS), UNIcert der Stufe
III oder C1 Nachweis nach CEF (Common
European Framework) oder entsprechende
Leistungen in einem gleichwertigen Test. Der
Test soll zum Zeitpunkt des Eingangs desAn-
trags auf Zulassung zum Studium nicht län-
ger als drei Jahre zurückliegen. Ausge-
nommen von der Verpflichtung zum Nach-
weis ausreichender Englischkenntnisse durch
einen Test sind Bewerberinnen und Bewerber,
deren Muttersprache Englisch ist, Bewerbe-
rinnen und Bewerber mit mindestens sechs
Schuljahren Englisch in Sekundarstufe I und
II oder mindestens 5 Punkten im Fach Eng-
lisch imAbiturzeugnis sowie Bewerberinnen
und Bewerber mit einem mindestens zwei-
jährigen Studienenthalt in einem englisch-
sprachigen Land innerhalb der letzten zwei
Jahre vor Eingang desAntrags auf Zulassung
zum Studium. Auf den Nachweis deutscher
Sprachkenntnisse wird in der Regel verzich-
tet.

2. Abschnitt:
Zulassung in zulassungsbeschränkten

Fächern

§ 5
Besondere Zulassungs- und
Zugangsvoraussetzungen

(1) In Studiengängen, für die Zulassungszah-
len festgesetzt sind, richtet sich das Zulas-
sungsverfahren nach dem Landesgesetz zu
dem Staatsvertrag über die Errichtung einer
gemeinsamen Einrichtung für Hochschulzu-
lassung und den aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Vorschriften in der jeweils geltenden
Fassung.
(2) Setzt der Zugang zu bestimmten Studien-
gängen den Nachweis einer besonderen Vor-
bildung oder Tätigkeit (§ 65 Abs. 4 Nr. 3
HochSchG) oder das Bestehen einer Eig-
nungsprüfung (§ 65 Abs. 4 Nr. 4 HochSchG)
voraus, kann die Einschreibung nicht ohne
entsprechenden Nachweis erfolgen.
(3) Ist das Studium in einem Masterstudien-
gang gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 HochSchG
nach der Prüfungsordnung von besonderen
Zugangsvoraussetzungen abhängig, kann eine
Einschreibung nicht ohne den Nachweis die-
ser Zugangsvoraussetzungen erfolgen. In be-
gründeten Ausnahmefällen kann zugelassen
werden, dass das Masterstudium bereits auf-
genommen wird, bevor dieAbschlussprüfun-
gen des Bachelorstudienganges beendet sind
und in diesem Falle auch vor dem Erwerb der
Zugangsvoraussetzungen nach Satz 1.
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§ 6
Zulassung in zulassungsbeschränkten

Studiengängen
(1) Der Einschreibung in zulassungsbe-
schränkten Studiengängen geht ein Zulas-
sungsverfahren voraus. Die Universität kann
die Stiftung für Hochschulzulassung mit der
Durchführung einzelner Verfahrensschritte
oder des gesamten Verfahrens beauftragen.
(2) Der formgerechte und vollständigeAntrag
auf Zulassung zum Studium ist innerhalb der
festgesetzten Fristen einzureichen.
(3) Der Zulassungsantrag ist für einen be-
stimmten zulassungsbeschränkten Studien-
gang zu stellen. Die Universität bestimmt die
Form des Zulassungsantrages. Sie bestimmt
auch die Unterlagen, die dem Zulassungsan-
trag mindestens beizufügen sind sowie deren
Form. Sie ist nicht verpflichtet, den Sachver-
halt vomAmts wegen zu ermitteln.
(4) Für Studiengänge, mit denen die Univer-
sität am Serviceverfahren der Stiftung für
Hochschulzulassung teilnimmt, ist der Zulas-
sungsantrag von deutschen Staatsangehöri-
gen, Staatsangehörigen anderer Mitglieds-
staaten der Europäischen Union und sonsti-
gen ausländischen Staatsangehörigen oder
Staatenlosen, die eine deutsche Hochschul-
zugangsberechtigung besitzen sowie sonsti-
genAntragstellerinnen undAntragstellern, die
vergaberechtlich wie deutsche Staatsangehö-
rige zu behandeln sind, nach näherer Rege-
lung auf elektronischem Wege entweder an
die Universität oder die Stiftung für Hoch-
schulzulassung zu richten. Zusätzlich ist der
ausgedruckte Antrag zusammen mit den üb-
rigen Unterlagen innerhalb der festgelegten
Fristen bei der Universität oder der Stiftung
für Hochschulzulassung vorzulegen. Die Uni-
versität gibt die Bewerbungsadresse rechtzei-
tig in geeigneterWeise bekannt.Alle anderen
als die in Satz 1 genannten Studienbewerbe-
rinnen und Studienbewerber richten ihren Zu-
lassungsantrag an die Universität.

3. Abschnitt:
Entscheidung über den Zulassungsantrag,

Einschreibung

§ 7
Entscheidung über den Zulassungsantrag
(1) Über Zulassungsanträge für zulassungs-
beschränkte Studiengänge wird durch Be-
scheid entschieden. Die Zulassung gilt nur für
den im Zulassungsbescheid bezeichneten Stu-
diengang und das genannte Semester.
(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn er-
sichtlich ist, dass zwingende Voraussetzungen
für die Zulassung (§§ 2 bis 4) oder für die Ein-
schreibung (§ 68 HochSchG) nicht vorliegen
und bis zur Einschreibung nicht erfüllt wer-
den können.

(3) Der Zulassungsbescheid kann zurückge-
nommen werden, wenn die Vergabe des Stu-
dienplatzes rechtswidrig erfolgt ist. Die Zu-
lassung erlischt, wenn die im Zulassungs-
bescheid gemachten Auflagen oder Bedin-
gungen nicht erfüllt werden.

§ 8
Einschreibung

(1) Die Antragstellung für die Einschreibung
in Studiengängen ohne Zulassungsbe-
schränkung erfolgt auf elektronischemWege.
Zusätzlich ist der ausgedruckte Antrag mit
den erforderlichen Unterlagen innerhalb der
festgesetzten Fristen bei der Universität ein-
zureichen.
(2) In zulassungsbeschränkten Studiengängen
geht der Einschreibung ein Zulassungsver-
fahren voraus. Die zugelassene Studienbe-
werberin oder der zugelassene Studienbe-
werber hat nach Erhalt des Zulassungsbe-
scheides und innerhalb der ihr oder ihm be-
stimmten Frist die Einschreibung schriftlich
oder persönlich bei der Universität zu bean-
tragen. Dem Einschreibeantrag sind die im
Zulassungsbescheid der Universität gefor-
derten Unterlagen beizufügen. Die Einschrei-
bung richtet sich nach dem Inhalt des Zulas-
sungsbescheides.
(3) Die Universität bestimmt die Form des
Einschreibeantrages. Sie bestimmt auch die
Unterlagen, die dem Einschreibeantrag min-
destens beizufügen sind sowie deren Form.
(4) Die Einschreibung erfolgt in einem Stu-
diengang. Hierunter zu verstehen ist die Kom-
bination aus angestrebter Abschlussprüfung
mit einem oder mehreren Studienfächern. Die
Einschreibung für mehr als einen Studiengang
in zulassungsbeschränkten Fächern richtet
sich nach § 67 Abs. 1 Satz 3 HochSchG.
(5)War die Bewerberin oder der Bewerber in
demselben Studiengang an einer Universität
oder gleichgestellten Hochschule in der Bun-
desrepublik Deutschland bereits eingeschrie-
ben, wird sie oder er in das entsprechende hö-
here Fachsemester des Studienganges einge-
schrieben. Hat sie oder er anrechenbare Lei-
stungen aufgrund eines Studiums außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland oder in ei-
nem anderen Studiengang erbracht, wird sie
oder er auf Antrag für das entsprechende hö-
here Fachsemester aufgrund einer Anrech-
nungsbescheinigung der hierfür zuständigen
Stelle eingeschrieben.
(6) Personen ohne Hochschul-Zugangs Be-
rechtigung im Sinne des HochSchG können
in fachlich verwandte Studiengänge einge-
schrieben werden, wenn sie bis zum Ablauf
der Bewerbungsfrist den Nachweis von Stu-
dienzeiten im Umfang von mindestens zwei
Fachsemestern an einer Universität oder ver-
gleichbaren Hochschule und mindestens 40
Leistungspunkten erbringen.

(7) Die Einschreibung ist mit der Aushändi-
gung der Einschreibeunterlagen, insbesondere
des Studienausweises und des Stammdaten-
blattes vollzogen und wird mit Beginn des im
Einschreibeantrag genannten Semesters wirk-
sam. Die Art des Studienausweises ist in der
Anlage 1 zu dieser Ordnung geregelt.
(8) Jede Änderung der Semester- oder Hei-
matanschrift ist unverzüglich im Campus-
Management-System zu korrigieren. Jede Än-
derung des Namens ist unverzüglich dem Stu-
dentensekretariat mitzuteilen.

§ 9
Vorläufige Einschreibung

Ist die Studienbewerberin oder der Studien-
bewerber bei der Einschreibung nicht in der
Lage, einzelne der erforderlichen Unterlagen
– ausgenommen die Hochschulzugangs-
berechtigung – vorzulegen und kann damit
gerechnet werden, dass diese innerhalb ange-
messener Frist nachgereicht werden, erfolgt
eine vorläufige Einschreibung. Werden die
fehlenden Unterlagen innerhalb einer zu be-
stimmenden Frist nicht nachgereicht, wird die
Einschreibung aufgehoben.

§ 10
Versagung der Einschreibung

(1) Die Einschreibung ist aus den Gründen
des § 68Abs. 1 und 2 HochSchG zu versagen.
Die Einschreibung ist ferner zu versagen,
wenn die Voraussetzungen des § 2Abs. 2 und
§ 3 Abs. 3 und 4 nicht vorliegen.
(2) Die Einschreibung kann versagt werden,
wenn die Studienbewerberin oder der Studi-
enbewerber
1. keine ausreichenden Kenntnisse der deut-
schen Sprache nachweist,

2. nicht die ersatzweise für die deutschen
Sprachkenntnisse erforderlichen Englisch-
kenntnisse gemäß § 4 Abs. 2 nachweist,

3. die für die Einschreibung vorgeschriebe-
nen Unterlagen nicht vorlegt oder die For-
men und Fristen nicht einhält,

4. die zu entrichtenden Gebühren und Bei-
träge, insbesondere den Studentenwerks-
und Studentenschaftsbeitrag oder die nach
dem Besonderen Gebührenverzeichnis des
fachlich zuständigen Ministeriums zu ent-
richtende Gebühr nicht bezahlt hat,

5. nicht in der Lage ist, das Studium aufzu-
nehmen oder aufgrund bestimmter Tatsa-
chen festgestellt wird, dass sie oder er das
Studium nicht aufnehmen will oder nicht
aufnehmen kann.

§ 11
Zweithörerschaft

(1) Studierende, die bereits an einer anderen
Hochschule eingeschrieben sind, können auf
Antrag als Zweithörer in nicht zulassungsbe-
schränkte Studiengänge eingeschrieben wer-
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den, sofern eine Beeinträchtigung des Studi-
enbetriebes ausgeschlossen ist. Die Ein-
schreibung als Zweithörer in zulassungsbe-
schränkte Studiengänge ist nur möglich, wenn
nach Zulassung aller ordentlichen Bewerbe-
rinnen und Bewerber noch Studienplätze frei
sind.
(2) Die Vorschriften für die Zulassung, die
Einschreibung, die Rückmeldung und ihre
Versagung und die Exmatrikulation finden
sinngemäß Anwendung.

§ 12
Rückmeldung

(1) Studierende, die ihr Studium an der Uni-
versität Trier fortsetzen wollen, haben sich in-
nerhalb der festgesetzten Rückmeldefrist und
in der von der Universität bestimmten Form
zurückzumelden.
(2) Die Rückmeldung wird durch Eintrag in
die studentische Datenbank des Folge-
semesters vollzogen.Auf dem Studienausweis
wird als Nachweis der Rückmeldung ein
neues Gültigkeitsdatum vermerkt.

§ 13
Versagung der Rückmeldung

(1) Die Rückmeldung ist in den Fällen des §
68Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowieAbs. 2 HochSchG
zu versagen.
(2) Die Rückmeldung kann versagt werden,
wenn die oder der Studierende
1. die für die Rückmeldung vorgeschriebe-
nen Formen und Fristen nicht beachtet,

2. zu entrichtende Gebühren und Beiträge
nicht bezahlt hat (§ 10 Abs. 2 Nr. 4),

3. nicht in der Lage ist, das Studium fortzu-
führen oder aufgrund bestimmter Tatsa-
chen festgestellt wird, dass sie oder er das
Studium nicht fortführen will oder nicht
fortführen kann,

4. dieAbschlussprüfung eines Studienganges
erfolgreich abgelegt hat und für keinen an-
deren Studiengang einge schrieben ist.
Maßgeblich ist der Ablauf des Semesters,
in dem dasAbschlusszeugnis ausgehändigt
wird,

5. die zur Fortsetzung des Studiums notwen-
digen Erklärungen nicht abgibt.

(3) Die Versagung der Rückmeldung erfolgt
durch Aufhebung der Einschreibung (§ 18).

§ 14
Studiengangwechsel,

Fachsemestereinstufung
(1) DerWechsel desAbschlusszieles oder der
Wechsel eines Faches stellt einen Studi-
engangwechsel dar; in Studiengängen, in de-
nen zwei oder mehr Fächer miteinander kom-
biniert werden, stellt auch jede Veränderung
in der Fächerkombination einen Studien-
gangwechsel dar.
(2) Für denWechsel des Studiengangs bedarf

es der Änderung der Einschreibung.
(3)War die Bewerberin oder der Bewerber be-
reits in demselben (hinsichtlich des Studi-
enfachs oder der Studienfächer sowie dem
Abschluss identischen) Studiengang an einer
Universität oder gleichgestellten Hochschule
in Deutschland eingeschrieben, wird sie oder
er ohne Gleichwertigkeitsprüfung in das
Fachsemester des Studiengangs eingeschrie-
ben, das dem an der zuletzt besuchten Hoch-
schule folgt. Gleiches gilt für den Fall eines
Studiengangwechsels gemäßAbsatz 1 für Fä-
cher, die unverändert beibehalten werden.
(4)War die Bewerberin oder der Bewerber in
einem anderen Studiengang eingeschrieben
und hat Studien- oder Prüfungsleistungen er-
bracht, die aufgrund der Gleichwertigkeit ge-
mäß den Bestimmungen der Prüfungsordnung
anzurechnen sind, erfolgt eine Einschreibung
in ein höheres Fachsemester entsprechend
dem Anrechnungsbescheid der hierfür zu-
ständigen Stelle. Gleiches gilt für Studien-
und Prüfungsleistungen, die im Rahmen ei-
nes Studiums außerhalb Deutschlands er-
bracht worden sind.
(5)Wechsel, Erweiterung und Einschränkung
sind bei zulassungsbeschränkten Studien-
gängen innerhalb der festgesetzten Bewer-
bungsfristen (§ 6 Abs. 2) und bei nichtzu-
lassungsbeschränkten Studiengängen bis zum
Ende der für Fachwechsel festgesetzten Frist
im Studentensekretariat zu beantragen. Im
Übrigen gelten die Vorschriften für Zulassung
und Einschreibung entsprechend.

§ 15
Beurlaubung

(1) Studierende können auf schriftlichen An-
trag vom Studium beurlaubt werden, wenn sie
einen wichtigen, von ihnen nicht zu vertre-
tenden Grund nachweisen.
(2) Beurlaubungsgründe sind insbesondere:
1. eigene Erkrankung (die Art der Erkran-
kung und ihre voraussichtliche Dauer müs-
sen ärztlich bescheinigt sein),

2. Erkrankung, Geburts-, Pflege- oder To-
desfälle in der Familie, die die überwie-
gende Abwesenheit zwingend notwendig
machen,

3. Umstände, die fürArbeitnehmerinnen oder
ArbeitnehmerAnspruch auf Mutterschutz-
und/oder Elternzeit begründen,

4. ein Studienaufenthalt imAusland oder die
Ableistung einer dem Studium oder der
mit dem Studium verbundenen beruflichen
Perspektive dienenden praktischen Aus-
landstätigkeit,

5. Ableistung einer dem Studium dienenden
praktischen Tätigkeit, soweit diese nicht
während der vorlesungsfreien Zeit abge-
leistet werden kann,

6. Ableistung der Dienstpflicht nach Artikel
12a Abs. 1 und 2 GG, eines freiwilligen

Wehrdienstes oder Bundesfreiwilligen-
dienstes,

7. Fälle besonderer sozialer Härte, insbeson-
dere, wenn Studierende vorübergehend
nicht auf andere Weise ihren Unterhalt si-
chern und Unterhaltspflichten nachkom-
men können.

Eine Beurlaubung zur Vorbereitung auf eine
Abschlussprüfung ist ausgeschlossen.
(3) Die Beurlaubung wird für die Dauer eines
Semesters ausgesprochen. Sie ist in der Re-
gel für höchstens zweiaufeinander folgende
Semester, in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3
und Nr. 6 für die gesetzlich zulässige Höchst-
dauer möglich.
(4) Eine Beurlaubung im ersten Fachsemester
ist auch bei Vorliegen eines wichtigen Grun-
des nur möglich, wenn die Beurlaubungs-
gründe nach der Einschreibung eingetreten
sind und nicht absehbar waren. Abweichend
davon ist die Beurlaub im ersten Fachseme-
ster eines Masterstudienganges möglich.
(5) Die Beurlaubung ist grundsätzlich inn-
nerhalb der Beurlaubungsfrist zu beantragen
und erfolgt durch Eintrag in die studentische
Datenbank. Die Beurlaubung gilt – ohne
Rücksicht auf den Zeitpunkt der Antragstel-
lung oder der Genehmigung – jeweils für das
ganze Semester. Eine rückwirkende Beur-
laubung nach Ablauf des Semesters ist nicht
möglich. Eine Beurlaubung ist nur möglich,
wenn ihr Grund mindestens die Hälfte der
Vorlesungszeit besteht.
(6) Die mitgliedschaftlichen Rechte und
Pflichten der beurlaubten Studierenden ruhen,
Urlaubssemester zählen als Hochschulseme-
ster, bleiben jedoch bei der Berechnung der
Fachsemester außer Ansatz. Zur Fortsetzung
des Studiums bedarf es keiner erneuten Zu-
lassung.
(7) Eine Beurlaubung schließt in der Regel
den Erwerb von Leistungsnachweisen aus.

§ 16
Erlöschen der Einschreibung

– Exmatrikulation –
Die Mitgliedschaft einer oder eines Studie-
renden zur Universität erlischt
1. mit Ablauf des Semesters der Aushändi-
gung des Zeugnisses über die bestandene
Abschlussprüfung, es sei denn, dass die
oder der Studierende noch für einen wei-
teren Studiengang eingeschrieben ist,

2. durch Aufhebung der Einschreibung auf
Antrag (§ 17),

3. durch Aufhebung der Einschreibung von
Amts wegen (§ 18).

§ 17
Aufhebung der Einschreibung

auf Antrag
DerAntrag aufAufhebung der Einschreibung
kann jederzeit gestellt werden. Er wirkt zum
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Ende des Exmatrikulationssemesters, wenn
kein anderer Zeitpunkt beantragt wird. Eine
rückwirkende Aufhebung der Einschreibung
auf Antrag ist unzulässig.

§ 18
Aufhebung der Einschreibung

von Amts wegen
(1) Die Aufhebung der Einschreibung hat zu
erfolgen
1. in den Fällen des § 69 Abs. 2 Sätze 1 und
2 HochSchG,

2. bei Versagen der Rückmeldung gemäß
§ 13,

3. wenn nach erfolgter Rückmeldung Gründe
bekannt werden, die eine Versagung der
Rückmeldung zur Folge gehabt hätten, ins-
besondere Gründe nach § 68 Abs. 1 Nr. 3
und 4 sowie Abs. 2 HochSchG.

(2) In den Fällen des § 69 Abs. 3 und 3 a
HochSchG kann die Aufhebung der Ein-
schreibung erfolgen.
(3) Wurde die Einschreibung auf Antrag der
oder des Studierenden oder von Amts wegen
aufgehoben und ist die Einschreibung zum
Zwecke des Ablegens einer Wiederholungs-
prüfung gemäß § 1 Abs. 3 erforderlich, kann
eine Wiedereinschreibung in denselben Stu-
diengang auch im laufenden Semester erfol-
gen. Die Einschreibung erfolgt für das voll-
ständige Semester; die Regelungen der Ein-
schreibeordnung sind entsprechend anzuwen-
den.

§ 19
Vollzug des Erlöschens der

Einschreibung
(1) Aufhebung auf Antrag, Rücknahme und
Widerruf der Einschreibung richten sich nach
§ 69 HochSchG.
(2) Das Erlöschen der Einschreibung auf-
grund dieser Ordnung oder nach § 69
HochSchG auf Antrag, durch Rücknahme
oder Widerruf tritt durch Streichen der oder
des Betroffenen in der studentischen Daten-
bank ein. Es wird durch eine Exmatrikulati-
onsbescheinigung mit Angabe des Tages des
Wirksamwerdens bestätigt.

4. Abschnitt:
Besondere Formen der Einschreibung

§ 20
Frühstudierende

Schülerinnen und Schüler, die nach dem ein-
vernehmlichen Urteil von Schule und Hoch-
schule besondere Begabungen aufweisen,
können als Frühstudierende außerhalb der Re-
gelungen dieser Einschreibeordnung einge-
schrieben werden, sofern ausreichende Aus-
bildungskapazitäten zur Verfügung stehen. Sie
erhalten damit das Recht, an Lehrveranstal-

tungen und Prüfungen teilzunehmen (§ 67
Abs. 4 HochSchG).

§ 21
Wissenschaftliche Weiterbildung,

postgraduale Studiengänge
(1) Zumweiterbildenden Studium und zu son-
stigen Weiterbildungsangeboten sowie zu
postgradualen Studiengängen (Zusatz-, Er-
gänzungs- und Aufbaustudiengängen) wird
zugelassen, wer ein Hochschulstudium er-
folgreich abgeschlossen oder die erforderli-
che Eignung im Beruf oder auf andere Weise
erworben hat. Die Einzelheiten der Voraus-
setzungen für die Zulassung werden für Wei-
terbildungs- und postgraduale Studiengänge
durch Satzung, für sonstige Weiterbildungs-
angebote durch sonstige Verfahrensregelun-
gen bestimmt.
(2) Voraussetzung für die Zulassung gemäß
Absatz 1 ist die Zahlung der zu entrichtenden
Teilnahmegebühr oder des Entgelts gemäß
§ 35 Abs. 3 HochSchG und gegebenenfalls
den Bestimmungen des Besonderen Gebüh-
renverzeichnisses des fachlich zuständigen
Ministeriums. Wird die Einschreibung bean-
tragt, sind darüber hinaus die jeweiligen Bei-
träge gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 4 zu entrichten.

§ 22
Doktorandinnen und Doktoranden

(1) Personen, die eine Doktorarbeit anferti-
gen, werden als Doktorandinnen und Dokto-
randen der Universität eingeschrieben, wenn
sie nicht bereits aufgrund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses gemäß § 37Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 HochSchGMitglied der Universität sind
oder wegen einer Berufstätigkeit außerhalb
der Universität auf die Einschreibung verzich-
ten. Eingeschriebene Doktorandinnen und
Doktoranden haben auch die Rechte und
Pflichten Studierender. Mit dem Antrag auf
Einschreibung ist eine Bestätigung der zu-
ständigen Stelle über die Annahme als Dok-
torandin oder Doktorand vorzulegen.
(2) Im Übrigen finden die Vorschriften dieser
Ordnung sinngemäß Anwendung. Auf den
Nachweis deutscher Sprachkenntnisse kann
mit Zustimmung des nach der Promo-
tionsordnung zuständigen Betreuers verzich-
tet werden.

§ 23
Gasthörerinnen und Gasthörer

(1)Als Gasthörerinnen und Gasthörer können
auf Antrag unter Mitwirkung des Fachbe-
reichs Personen zugelassen werden, die sich
auf einzelnen Wissensgebieten weiterbilden
wollen, auch wenn sie den Voraussetzungen
für die Zulassung als ordentliche Studierende
oder ordentlicher Studierender nicht genügen.
Gasthörerinnen und Gasthörer sind keine Mit-
glieder der Universität.

(2) Gasthörerinnen und Gasthörer können zu-
gelassen werden,
1. wenn sie die gemäß § 35 Abs. 3
HochSchG im Besonderen Gebührenver-
zeichnis des fachlich zuständigen Mini-
steriums festgesetzte Gebühr entrichtet ha-
ben,

2. wenn und soweit in den gewünschten
Lehrveranstaltungen Studienplätze zur
Verfügung stehen. Eine Zulassung zu teil-
nahmebeschränkten Lehrveranstaltungen
darf erst erfolgen, wenn aufgrund der Teil-
nehmerlisten die Zahl der durch ordentlich
Studierende nicht in Anspruch genomme-
nen Plätze feststeht.

(3) Gasthörerinnen und Gasthörern wird je-
weils für die Dauer eines Semesters die Er-
laubnis zum Besuch bestimmter im Schein für
Gasthörende eingetragener Lehrveranstaltun-
gen erteilt. Die Erlaubnis ist auf acht Seme-
sterwochenstunden zu begrenzen.
(4) Leistungsnachweise, die keine Prüfungs-
leistungen im Sinne des Prüfungsrechts sind,
können von Gasthörerinnen und Gasthörern
in den auf dem Schein für Gasthörende ein-
getragenen Lehrveranstaltungen und nach den
für diese üblichen Kriterien erworben werden.
Die Leistungen werden mit dem Hinweis be-
scheinigt, dass diese im Status für Gasthö-
rende erbracht worden sind. Eine Zulassung
zu Prüfungen oder Prüfungsleistungen ist un-
zulässig. Leistungsnachweise, die entgegen
diesen Bestimmungen erworben worden sind,
können im Rahmen eines ordentlichen Studi-
ums nicht anerkannt werden.
(5) DerAntrag auf Zulassung als Gasthörerin
oder Gasthörer ist bis zum Ende der für Gast-
hörerinnen und Gasthörer festgesetzten Be-
werbungsfrist im Studentensekretariat zu stel-
len.
(6) Im Übrigen finden die Vorschriften dieser
Ordnung sinngemäß Anwendung.

§ 24
Kooperationsvertrag

(1) Studierende der Theologischen Fakultät
Trier können aufgrund des zwischen dem
Land Rheinland-Pfalz und der Diözese Trier
abgeschlossenen Kooperationsvertrages vom
28. September 1970 an der Universität stu-
dieren, ohne dass es einer Zweitimmatrikula-
tion bedarf.
(2) Für die Einschreibung von Studierenden,
die gleichzeitig an der Theologischen Fakul-
tät und an der Universität studieren, gilt:

1. Lehramtsstudierende, die sich an der Theo-
logischen Fakultät Trier einschreiben wol-
len, müssen Katholische Religionslehre als
erstes Studienfach angeben; entscheiden
sie sich für die Einschreibung an der Uni-
versität, so ist Katholische Religionslehre
als zweites Fach anzugeben. Eine Ent-
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scheidung darüber, welches Fach bei der
Mastereinschreibung als erstes Fach gel-
ten soll, ist damit nicht verbunden.

2. Studierende in Zwei-Fächer-Studien-
gängen, die Katholische Theologie als
Nebenfach wählen, müssen sich an der
Universität zu einschreiben.

3. Studierende, die den modularisierten Voll-
studiengang mit demAbschlussziel Magi-
ster in Theologie absolvieren wollen, müs-
sen sich an der Theologischen Fakultät
einschreiben.

(3) Studierende der Theologie, die im Rah-
men des Kooperationsvertrages an der Uni-
versität Trier studieren wollen, haben eine Zu-
lassung gemäß § 6 zu beantragen. Zur Vorlage
bei der Theologischen Fakultät wird ihnen
eine Zulassungsbescheinigung ausgestellt. Im
Übrigen gelten in Bezug auf das an der Uni-
versität gewählte Studienfach die Bestim-
mungen der Einschreibeordnung entspre-
chend.
(4) Für ausländische Studierende gilt § 3 ent-
sprechend.
(5) Im Studienbuch der Theologischen Fa-
kultät wird als Nachweis des Studiums ein
entsprechender Vermerk eingetragen. Auf
Wunsch kann den Studierenden eine beson-
dere Bescheinigung ausgestellt werden.
(6) Die Studentensekretariate teilen einander
die im Rahmen des Kooperationsvertrages
Studierenden namentlich mit.
(7) Fristen sollen aufeinander abgestimmt
werden.

Zweiter Teil
Datenerhebung, Datenübermittlung,

Datenlöschung

§ 25
Datenerhebung

(1) Die Universität erhebt von Studienbewer-
berinnen und Studienbewerben und von Stu-
dierenden die inAbsatz 2 genannten Daten. Än-
dern sich einzelne Daten oder entstehen sie erst-
malig, sind diese Veränderungen der Universi-
tät von den Studienbewerberinnen und Studi-
enbewerbern und den Studierendenmitzuteilen.
(2) Folgende Daten werden erhoben:
1. Daten zur Person
a) Name
b) Vorname(n)
c) Geburtsname
d) Geburtsort und Geburtsdatum
e) Geschlecht
f) Staatsangehörigkeit
g) Heimat- und Semesterwohnsitz sowie
Land und Kreis des Heimat- und Se-
mesterwohnsitzes und gegebenenfalls
die Telefonnummer und E-Mail-
Adresse sowie sonstige Angaben zur
Führung des Schriftverkehrs

h) bei Teilnahme am Dialogorientierten
Service verfahren der Stiftung für
Hochschulzulassung (SfH): die von der
SfH vergebenen Identifikations-
nummer.

2. berufs- und praxisbezogene Daten
a) Art, Dauer und Ort der berufsprakti-
schen Tätigkeiten vor Aufnahme des
Studiums

b) Praxissemester
c) Semester an Internationalen Studien-
kollegs

3. primäre studienbezogene Daten
a) Land, Kreis und Jahr des Erwerbs so-
wie Art der Hochschulzugangs-
berechtigung

b) bei Bewerbungen beruflich qualifizier-
ter Personen: Gesamt- oder Durch-
schnittsnote der Abgangs- oder Ab-
schlusszeugnisse der besuchten berufs-
bildenden Schulen sowie der Berufs-
ausbildung und einer beruflichen Wei-
terqualifikation

c) Studiengänge einschließlich Studien-
gänge im vorhergehenden Semester so-
wie an einer gleichzeitig besuchten an-
deren Hochschule

d) Art des Studiums (z. B. Erst-, Zweit-
und Promotionsstudium)

e) Grund, Semester und Jahr bei Beurlau-
bung und Exmatrikulation

f) Fachbereich, in dem dasWahlrecht aus-
geübt werden soll, sofern der Studie-
rende mehr als einem Fachbereich an-
gehört

4. Semesterdaten
a) Fach- und Hochschulsemester
b) Studienunterbrechung nach Art und
Dauer

5. Hochschuldaten
a) Bezeichnung der Hochschule der Er-
steinschreibung

b) Bezeichnung der im vorangehenden
Semester besuchten Hochschulen

c) Art und Dauer eines Studiums im Bei-
trittsgebiet (vor dem 3. Oktober 1990)

d) Art, Land und Dauer eines Auslands-
studiums

6. Prüfungsdaten
Art, Fach, Semester, Monat und Jahr des
Prüfungsabschlusses, Prüfungserfolg und
Gesamtnote abgelegter Prüfungen

7. Angaben über endgültig nicht bestandene
Prüfungen

8. Anschrift und Betriebsnummer der Kran-
kenkasse, bei der die Bewerberinnen und
Bewerber und Studierenden versichert sind
sowie der Krankenversicherungsstatus

9. Angaben zum Wehr-, Zivil-, Bundesfrei-
willigen- oder Entwicklungshelferdienst
und zur Ableistung eines sozialen Jahres

§ 26
Datenübermittlung

(1) Die für Zwecke der Gesetzgebung und der
Planung im Hochschulbereich erhobenen Da-
ten übermittelt die Universität an das Statisti-
sche Landesamt.
(2) Die Übermittlung der unter § 25 Abs. 2
aufgeführten Daten ist innerhalb der Univer-
sitätsverwaltung an
Hochschulprüfungsamt, Amt für Ausbil-
dungsförderung, zuständigen Fachbereich,
Rechenzentrum und Bibliothek in dem zur
rechtmäßigen Erfüllung der Aufgaben dieser
Stellen erforderlichen Umfang zulässig.
(3) Die Übermittlung der Daten an sonstige
öffentliche Stellen ist auf Antrag der auffor-
dernden Stelle zulässig, soweit diese aufgrund
von Rechtsvorschriften berechtigt ist, die Da-
ten zu erhalten und die Kenntnis der Daten
zur Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben
erforderlich ist.
(4) Die Übermittlung der Daten an Personen
oder Stellen außerhalb der öffentlichen Ver-
waltung ist nur zulässig, wenn der Betroffene
schriftlich einwilligt.

§ 27
Auskunftserteilung/
Datenlöschung

(1) Auf schriftlichen Antrag an das Studen-
tensekretariat ist den Studierenden und den
Studienbewerberinnen und Studienbewerbern
Auskunft über die gespeicherten Daten zu er-
teilen.
(2) Die von den Studierenden und Studienbe-
werberinnen und Studienbewerbern bei der
Zulassung gespeicherten Daten dürfen so-
lange aufbewahrt werden, wie ihre Kenntnis
erforderlich ist, längstens 60 Jahre.

Dritter Teil
Formen und Fristen

Verwaltungsvorschriften

§ 28
Formen und Fristen

(1) Die Universität bestimmt die Form der
nach dieser Ordnung zu stellenden Anträge.
Sie bestimmt auch die Unterlagen, die den
Anträgen mindestens beizufügen sind, sowie
deren Form. Unvollständige Anträge gelten
als nicht gestellt. Die Universität ist nicht ver-
pflichtet, den Sachverhalt vonAmts wegen zu
ermitteln.
(2) Die nach dieser Ordnung erforderlichen
Fristen und Fristverlängerungen werden
durch den Präsidenten der Universität fest-
gesetzt. Sie sind im Personal- und Vorle-
sungsverzeichnis, durch Aushang oder in
anderer geeigneter Weise bekannt zu ma-
chen.
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§ 29
Verwaltungsvorschriften

Die Präsidentin oder der Präsident erlässt die
zur Durchführung dieser Ordnung erforderli-
chen Verwaltungsvorschriften.

§ 30
In-Kraft-Treten

Diese Ordnung tritt am Tage nach der Be-
kanntmachung imVerkündungsblatt der Uni-
versität Trier –Amtliche Bekanntmachungen
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ordnung über
die Einschreibung der Studierenden an der
Universität Trier (Einschreibeordnung – EO
–) vom 24. Juni 2004 außer Kraft.

Trier, den 11. Mai 2012

Der Präsident der Universität Trier
Professor Dr. Michael Jäckel

Anlage 1
zur Ordnung über die Einschreibung der Studierenden an der Universität Trier vom 11. Mai 2012

1. Ausstellung des Studienausweises als Chipkarte
Der Studienausweis wird auf der Grundlage des Senatsbeschlusses vom 14. Dezember 1995 als Chipkarte ausgestellt. Die Chipkarte ist eine
Multifunktionskarte.

2. Funktionen der Chipkarte
Mit der Chipkarte sollen insbesondere folgende Funktionen ausgeführt werden können:
• Studienausweis,
• Fahrausweis für den ÖPNV,
• Benutzerausweis für die Universitätsbibliothek,
• Rückmeldung,
• Käufe von Artikeln,
• Rückzahlung von Kautionen,
• Auf- und Abwerten von Hintergrundkontingenten,
• Zugang zu Gebäuden und Räumen

3. Datenspeicherung auf der Chipkarte
In dem Datenspeicher der Chipkarte wird als einziges personenbezogenes Datum die Matrikelnummer gespeichert. Auf der Chipkartenober-
fläche befinden sich lesbar der Name, der Vorname, die Matrikelnummer, die UBT-Benutzernummer der oder des Studierenden, die Kartense-
riennummer sowie ein Hinweis auf das jeweils geltende Semester. Die oder der Studierende willigt mit dem Antrag auf Einschreibung in die
Speicherung der Matrikelnummer auf der Chipkarte ein.

4. Ausstellung und Ausgabe der Chipkarte, Kostenbeteiligung
Die Studienbewerberin oder der Studienbewerber hat mit dem Antrag auf Einschreibung ein Farbfoto zur Verfügung zu stellen. Die Studien-
bewerberin oder der Studienbewerber ist an den Kosten der Ausstellung des Studienausweises zu beteiligen (Verwaltungskosten). Deren Höhe
richtet sich nach dem Besonderen Gebührenverzeichnis des fachlich zuständigen Ministeriums. Sie werden von der Hochschulverwaltung fest-
gesetzt und sind bei der Einschreibung zu entrichten. Gleiches gilt für die Kosten einer erneuten Ausstellung bei Verlust der Chipkarte.

5. Nutzung der Chipkarte als Studienausweis
Die Nutzung der Chipkarte als Studienausweis ist höchstpersönlich. Die Nutzungsdauer ist an die Dauer der Einschreibung gebunden. Jede
Nutzung durch unbefugte Dritte ist als Missbrauch der Chipkarte zu werten. Die Chipkarte verliert mit der Exmatrikulation ihre Legiti-
mationsfunktion als Studienausweis. Sie muss im Rückmeldeverfahren für das nächstfolgende Semester im Hinblick auf ihre Legitimation als
Studienausweis durch Aufdruck des jeweils geltenden Semesters erneuert werden.
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Berichtigung der Ordnung zur Änderung
derAllgemeinen Prüfungsordnung

für den lehramtsbezogenen
Bachelorstudiengang an der

Universität Trier, Anlage 3 BEd Deutsch |
Lehramt Gymnasium/Realschule

Die Bezeichnung der Ordnung lautet richtig:
„Ordnung zur Änderung der Allgemeinen

Prüfungsordnung für den lehramtsbezogenen
Bachelorstudiengang an der Universität Trier,
Anlage 3 BEd Deutsch | Lehramt Gymna-
sium/Realschule “.

Artikel 2 lautet richtig: „Diese Ordnung zur
Änderung derAllgemeinen Prüfungsordnung
für den lehramtsbezogenen Bachelorstudien-
gang an der Universität Trier, Anlage 3 BEd
Deutsch | Lehramt Gymnasium/Realschule

tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im
„Verkündungsblatt der Universität Trier –
Amtlicher Bekanntmachungen“ in Kraft.“

Trier, 25. Mai 2012

Der Dekan des Fachbereichs II
der Universität Trier

Univ.-Prof. Dr. Ulrich Port
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